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Nicht nur gestiegene Strompreise, hohe Heizkosten, die
CO₂-Abgabe und die Erhöhung des Mindestlohns

setzen den Betrieben zu.

=======

Die Energiekrise trifft Gärtnereien besonders hart. Stark gestiegene
Strompreise, hohe Heizkosten und die CO₂- Abgabe machen einer Branche zu
schaffen, die seit Jahren einem Preisdruck von allen Seiten ausgesetzt
ist. Außer den gestiegenen Energiepreisen sorgen höhere Lohnkosten in
Kombination mit höheren Preisen für Pflanzsubstrate, Dünger und
Kulturtöpfe für Kostendruck. Beim Blumenfachhandel kommt die Konkurrenz
durch Discounter, Baumärkte und andere Billiganbieter sowie durch den
Online- Handel hinzu. Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung haben
Pflanzbetriebe immer weniger Handlungsspielraum. Betriebsschließungen
sind die Folge und damit der Rückgang der Vielfalt zugunsten billiger
Importware aus Monokulturen. Da die ersten drei Monate des Jahres
besonders heizintensiv sind, kultivieren manche Betriebe mit etwas
niedrigeren Temperaturen. Sie stellen ihr Sortiment um auf eher
kältebeständiges Gemüse wie Salat und säen später. Andere Gärtnereien
haben die Anzahl der Pflanzen reduziert, um einzelne Gewächshäuser nicht
heizen zu müssen. Die seit Jahren schwierige Situation wurde durch die
massiv gestiegenen Energiekosten für viele Betriebsinhaber untragbar,
wie aus Branchenkreisen mitgeteilt wird. Landesweit gaben vermutlich
noch nie so viele Pflanzbetriebe ihr Geschäft auf wie 2022 und 2023.
Genaue Angaben zu den Betriebsaufgaben liegen nicht vor, wohl aber eine
große Zahl von Einzelmeldungen. So schlossen Mitte letzten Jahres die
beiden letzten produzierenden Gärtnereien in Bremerhaven. Aufgrund der
derzeitigen Kaufzurückhaltung und stetig erhöhter Gaspreise konnten die
Inhaber nicht mehr rentabel produzieren.

Preisdruck von allen Seiten 

Bei den Obstbauern kommt zu den Energiekosten für die Kühlung der
Lagerhäuser noch eine erhebliche Mehrbelastung durch die Erhöhung des
Mindestlohns auf 12 Euro hinzu. Im Alten Land südlich der Elbe in der
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Elbmarsch liegt auf Hamburger Gebiet und in Niedersachsen das größte
geschlossene Obstanbaugebiet Europas. Von 2012 bis 2017 vergrößerten die
Obstbauern im Alten Land aufgrund der guten Geschäftslage ihre
Anbaufläche mit Äpfeln, Birnen und anderem Baumobst. Auf neun Zehntel
der Anbaufläche im Alten Land werden Äpfel angebaut. Wegen der seit 2021
mit Beginn der Corona- Epidemie stark gestiegenen Lohn- und
Energiekosten ist die Stimmung der Obstbauern mittlerweile schlecht. Sie
besitzen große Lagerhallen, in denen die Äpfel auf drei Grad gekühlt
werden, damit sie sich bis zum nächsten Frühjahr halten. Seit die
Gaspreise explodiert sind, lassen sich die Energiekosten kaum noch mit
den Erträgen aus Obst und Gemüse decken. Von den Gesamtkosten entfallen
sechs Zehntel auf den Energiebedarf, ein Viertel auf das Personal und
davon knapp die Hälfte auf den Mindestlohn der Saisonarbeiter. In
Deutschland werden die Äpfel per Hand gepflückt. Infolgedessen hat die
hiesige Ware keine Chance auf dem Weltmarkt. Die Landwirte können ihre
Ware aber nicht zu Weltmarktpreisen verschleudern. Hinzu kommt nach
Angaben des Landvolks Niedersachsen eine extreme Kaufzurückhaltung der
Verbraucher. 2022 wurde im Alten Land erstmals ein größerer Teil der
Äpfel nicht geerntet. „Bei jedem Kilogramm, das ich aufsammle, würde ich
Geld verbrennen“, erklärte ein Mann vom Landvolk laut einem Bericht der
„taz“. Vor dem Hintergrund der Welternährungssituation sei das ein
Frevel. Der Strukturwandel werde sich deutlich beschleunigen. Weitere
Betriebe würden sich aus dem Geschäft zurückziehen.

Kaufzurückhaltung der Verbraucher 

Einen Großteil der Ware importiert der deutsche Blumengroßhandel aus den
Niederlanden. Doch auch im Nachbarland fordert die Energiekrise mit
hohen Gasund Strompreisen sowohl auf dem Sektor des Zierpflanzenbaus als
auch bei Obst und Gemüse ihren Tribut. Die Niederlande haben sich wie
Deutschland der sogenannten Transformation verpflichtet. Beim Gaspreis
gehört das Land zu den EU-Spitzenreitern, während es bei den
Strompreisen im Mittelfeld liegt. Kleine und mittlere Unternehmen zahlen
in der Regel den vollen Preis für ihren Gas- und Stromverbrauch. Trotz
energiesparender Anbaumethoden setzte sich 2023 der Rückgang der Erträge
beim Gewächshausanbau fort, was auf die hohen Energiepreise
zurückgeführt wird. Damit verknappte sich das Angebot für Gemüse, und
die Preise bleiben auch für deutsche Verbraucher weiterhin hoch. Die
gesamtwirtschaftliche Bedeutung sowohl des Gemüseanbaus als auch der
Blumenzucht für die Niederlande ist enorm. Lobbygruppen fordern
gemeinsam von der Politik eine Problemlösung, indem sie einen stabilen
Gaspreis garantiert.
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„Klimaschutz“: Die dunklen Schatten
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In vielen Teile der Welt sucht die Bundesregierung nach
Partnern für ihre Energiewende. Doch an immer mehr Orten
wächst der Widerstand gegen ökologisch und wirtschaftlich

zweifelhafte Mammutprojekte

===========

Deutschland und die meisten übrigen EU-Länder sowie Norwegen haben sich
für eine Wasserstoffwirtschaft als wichtigen Baustein auf ihrem
nationalen Pfad der Transformation zu einer sogenannten klimaneutralen
Energieversorgung entschieden. Jedoch hat sich kein Land außer
Deutschland für den problembehafteten, teuersten und für eine Anwendung
in größerem Umfang noch unerprobten Energieträger Wasserstoff als
Kernelement seines zukünftigen Energiesystems entschieden. Mit Unmengen
an Wasserstoff-Importen aus Ländern überwiegend im globalen Süden will
Deutschland seine Energiewende fortsetzen. Projekte zur Herstellung in
Lateinamerika, dem arabischen Raum und Afrika laufen auf Hochtouren.

Zugleich wird der Aufbau einer inländischen Wasserstoff-Wirtschaft
vorangetrieben. Zwar hält eine neue Analyse der EU-Kommission die
Elektrolyse von Wasserstoff in Deutschland auch langfristig für
unwirtschaftlich. Dennoch sehen Experten des Fraunhofer-Instituts, des
Reiner Lemoine Instituts und des Dienstleisters Infracon Infrastruktur
Service künftige „Kraftzentren“ für die Produktion von „regenerativ“
erzeugtem Wasserstoff in der Uckermark und der Lausitz. Woher soll aber
das für die Elektrolyse benötigte hochreine Wasser kommen? Immer mehr
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Regionen in Deutschland leiden seit etwa 17 Jahren, wohl nicht zufällig
parallel zum fortgesetzten Ausbau der Windenergie, zunehmend unter
Wasserknappheit.

Doch dafür haben die Experten eine Lösungsidee: Abwasser, das bei der
Aufbereitung von Hüttengasen bei der Stahlproduktion zurückbleibt. In
der Uckermark könne es ausreichend Wasser für die Wasserstoff-Industrie
geben, wenn die PCK-Raffinerie in Schwedt kein Benzin und keinen Diesel
mehr herstelle. Dann werde Wasser frei für die Produktion von
Wasserstoff. Jedoch: „In den Plänen des Landes Brandenburg tauchen
Schätzungen zum höheren Wasserbedarf nicht auf. Scheut sich die Politik,
diese Rechnung aufzumachen?“, fragten Autoren des „Freitag“ im März
2023.

Menschen brutal vertrieben

Die Sorgen im Kanzleramt und im Wirtschaftsministerium wegen möglicher
Notlagen bei der Energieversorgung müssen groß sein. So erklärt sich,
dass Bedenken hinsichtlich sicherheitspolitischer Risiken und
Menschenrechtsverletzungen in den kooperationswilligen Ländern nicht
öffentlich angesprochen werden. Deutschland sagte bisher für den Aufbau
einer „grünen“ Wasserstoffwirtschaft und geeigneter Hafenanlagen für den
Wasserstoff-Export Milliardeninvestitionen für Mexiko, Uruguay, Kanada,
Namibia und Südafrika zu. Weitere Wasserstoff-Partnerschaften wurden
innerhalb von kaum zwei Jahren mit Australien, Chile, Angola, Ägypten,
Marokko, Mauretanien, Niger und Saudi-Arabien eingeleitet. Bundeskanzler
Olaf Scholz will auch Nigeria in die bunte Palette von bereits mehr als
einem Dutzend Wunschlieferanten des „grünen“ Wasserstoffs aufnehmen.

Zu Deutschlands Kooperationspartnern zählt das autokratische Regime von
Saudi-Arabien. Das Land will weltgrößter Hersteller von „grünem“
Wasserstoff werden. Die Pläne stehen im Zusammenhang mit dem
umstrittenen Bau der Megacity „Neom“ im Nordwesten der saudi-arabischen
Wüste, gelegen inmitten einer „Wirtschaftszone“ gleichen Namens am Golf
von Akaba und am Roten Meer.

Dort soll der Wind- und Solarstrom für die auch „The Line“ genannte
Planstadt auf schätzungsweise 30.000 Quadratkilometern erzeugt werden.
Der Entwurf zeigt ein schnurgerades, 170 Kilometer langes Bauwerk aus
Wolkenkratzern mit verspiegelten Fenstern. 500 Meter hoch und 200 Meter
breit, soll die futuristische Wüstenstadt bis zur Fertigstellung 2045
Wohnraum für neun Millionen Menschen bieten.

Unter dem Titel „Auf saudischem Blut aufgebaut“ berichtete die
„Tagesschau“ im vergangenen November über die Vertreibung und
zwangsweise Umsiedlung von mindestens 28.000 Beduinen aus drei Dörfern,
um Platz für die Stadt der Zukunft zu schaffen. Bereits vor mehr als
einem Jahr hatte die „taz“ über die Vertreibung, Verfolgung und
Schikanierung von 150 Einwohnern seit 2020 berichtet, die teilweise
gewaltsam aus ihren Häusern geholt und 200 Kilometer weit ins Inland



deportiert wurden.

Mindestens fünf Männer, die sich geweigert hatten, ihre Häuser zu
verlassen, sollen angegriffen und getötet oder zum Tode verurteilt und
hingerichtet worden sein. In 50 Fällen sollen lange Haftstrafen verhängt
worden sein. Menschenrechtsgruppen hatten von den Beratungsunternehmen
für „Neom“ gefordert, die Zusammenarbeit auszusetzen.

Der Hafenort Maqna am Golf von Akaba ist Ausgangspunkt von „The Line“.
Nachdem die Einwohner deportiert waren, begann hier der Bau des derzeit
weltgrößten Zentrums für „grünen“ Wasserstoff namens „Helios“.
Deutschland hat das Projekt mit einer Hermes-Bürgschaft in unbekannter
Höhe abgesichert und fördert die Begleitforschung.

„Ökologisch verheerend“

Gebaut wird die Mega-Anlage von der deutschen ThyssenKrupp-Tochter
Nucera gemeinsam mit Air Products aus den USA, einem Hersteller von
Industriegasen. Nucera hat seither seinen Umsatz vervielfacht und
erzielte beim Börsengang im Juli dieses Jahres 500 Millionen Euro. Im
September stieg das Unternehmen in den S-DAX auf. Der Wind- und Solar-
Strom für die Anlagen zur Meerwasserentsalzung und für die Produktion
von Wasserstoff und Ammoniak kommt aus der „Wirtschaftszone“. Die
Bundesregierung will ihre Beteiligung an dem Projekt trotz der schweren
Menschenrechtsverletzungen nicht aufgeben. „Die Wasserstoff-Kooperation,
die dort stattfindet, ist ökologisch wie menschenrechtlich verheerend“,
sagt dagegen Franziska Müller, Juniorprofessorin für Klimapolitik an der
Universität Hamburg: „Der grüne Wasserstoff wird, um es plakativ
auszudrücken, mit Blut bespritzt.“ Die Bundesregierung solle sich daraus
zurückziehen.

Scharfe Kritik in Namibia

Der Wasserstoff-Experte Tobias Heindl ist laut dem TV-Magazin „Fakt“ aus
dem Projekt „Helios“ ausgestiegen. Er ist jetzt Mitarbeiter bei dem
deutsch-namibischen Wasserstoffprojekt „Hyphen Hydrogen Energy“, einem
Joint Venture des brandenburgischen Energieunternehmens Enertrag und der
britischen Nicholas Holdings (die PAZ berichtete). Die Wasserstoff-
Fabrik einschließlich gigantischer Windparks und Photovoltaikanlagen
soll am Hafen der Kleinstadt Lüderitz und südlich davon im Tsau/Khaeb-
Nationalpark der Namib-Wüste auf rund 2000 Quadratkilometern realisiert
werden. Wasserstoff, der im Inland für die Stromerzeugung nicht
gebraucht wird, soll laut Plan nach Deutschland und Europa exportiert
werden.

Doch in Namibia gibt es eine aufmerksame Zivilgesellschaft. Deren
Vertreter äußerten jüngst über das Medienportal „africanarguments.org“
scharfe Kritik an der geplanten Natur- und Umweltzerstörung für die
Erzeugung des als „grün“ deklarierten Wasserstoffs im Schutzgebiet
Tsau/Khaeb. „Wir werden in einem gemeinschaftlichen Aufruf an den
Präsidenten die Veröffentlichung aller Einzelheiten der im März



unterzeichneten Vereinbarung der Regierung (mit Hyphen) einfordern.
Geheimniskrämerei öffnet Türen und Tore für Korruption“, erklärte der
Bürgerrechtler Graham Hopwood, Direktor des Institute of Public Policy
Research (IPPR) während einer Diskussion in Windhoek über das Vorhaben
Anfang November vergangenen Jahres.

Der Biologe Jean-Paul Roux äußerte bei dem Gespräch in der namibischen
Hauptstadt große Sorge: „Die Halbinsel Lüderitz grenzt im Süden an Angra
Point, ein einzigartiges Ökosystem im südlichen Afrika. Der Tsau/Khaeb-
Nationalpark ist einer der großen Biodiversitäts-Hotspots im südlichen
Afrika. In der trockenen Sommersaison sieht die Landschaft öde und
leblos aus. Der Winterregen bringt jedoch eine Explosion seltener
Pflanzen hervor, manche davon bis zu 90 Jahre alt und endemisch. Man
findet hier 1000 verschiedene Pflanzenarten auf einem einzigen
Quadratkilometer.“

Viele der Anwesenden bei der Windhoeker Diskussionsrunde beschäftigte
die Frage: „Wer profitiert eigentlich von der unvermeidbaren Zerstörung
eines einzigartigen Ökosystems und der Lebensart einer Kleinstadt wie
Lüderitz?“ Aus Lateinamerika kommt aus akademischen Kreisen ebenfalls
vernichtende Kritik an den Projekten für angeblich „nachhaltig“
erzeugten Wasserstoff, die westliche Länder mit großen Geldversprechen
in den globalen Süden auslagern wollen.

„Vermeintlich nachhaltig“

In seiner Untersuchung „Sieben kritische Punkte des grünen Wasserstoffs“
schreibt der Soziologe Daniel Pena von der „Koordinierungsgruppe für das
Wasser“ in Uruguay: „Sie bezeichnen sich selbst als ,grün‘ und betonen
damit den ,nachhaltigen‘ oder ,ökologischen‘ Charakter der neuen
Energiewelle. Eine sinnvolle, tiefgreifende und wissenschaftliche
Umweltanalyse dieser vermeintlich nachhaltigen Alternativen muss aber
den gesamten ‚Produktlebenszyklus‘ berücksichtigen. Auch seine Risiken
und Nachteile – und nicht nur die Möglichkeit, ein Endprodukt ohne CO₂-
Gehalt herzustellen.“ Pena bringt die ausgeblendeten Aspekte auf den
Punkt: „Elektrolysetechniken sind das Herzstück der ,grünen‘
Wasserstoffindustrie. Diese Geräte ermöglichen die Aufspaltung des
Wassermoleküls durch elektrischen Strom in Wasserstoff- und Sauerstoff-
Moleküle. Allerdings verwenden Elektrolyseanlagen mit ihren Elektroden
diverse Mineralien wie Stahl und Nickel, deren Gewinnung ebenfalls mit
sehr hohen Umweltschäden und sozialen Problemen verbunden ist. Die
Metalle kommen vor allem in Russland, Indien, den Philippinen und
Australien vor. Sogenannte PEM-Elektrolyseanlagen nutzen für die
Aufspaltung des Wassers Platin und Iridium an den Elektroden, neben den
Polymerelektrolytmembranen (PEM). Russland ist mit einem Anteil von 13
Prozent am Gesamtangebot der zweitgrößte Platinlieferant für Europa und
die Welt, nach dem weltweit größten Lieferanten Südafrika.“

Sorge ums seltene Balsaholz



Aus diesen Fakten zieht der uruguayische Soziologe den Schluss: „Jeder
mag sich selbst vorstellen, wie eine Gegend aussieht, die komplett
flächendeckend mit Windrädern und Solarpaneelen in eine Industriebrache
umgewandelt wird und welche Auswirkungen die Installationen auf die
Natur und die klimatischen Verhältnisse dieser Regionen hätten. Es ist
auch mehr als fraglich, ob andere Länder ihre Landschaften derartig
verschandeln werden, um für die deutsche Energiewende ,grünen‘
Wasserstoff zu produzieren. Von den Kosten gar nicht zu reden. Ein
Innenteil der Rotorblätter der Windkraftwerke wird aus dem besonders
leichten Balsaholz gefertigt, dessen Weltvorkommen zu 75 Prozent im
Nationalpark Yasuní in Ecuador beheimatet sind. Wo bleiben die Rechte
der Zivilgesellschaft und deren Entscheidungsbefugnis über die
Platzierung dieser ,grünen‘ Industrieanlagen in ihren unmittelbaren
Lebensbereichen ?“
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Bürger stoppen Solarpark im Wallis –

Schweizer Regierung setzt dennoch auf Sonnenstrom an
Bergfelsen

============

Im Schweizer Kanton Wallis fand am 10. September eine Abstimmung über
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den Bau eines riesigen alpinen Solarkraftwerks statt. Das Projekt
„Grengiols Solar“ im Oberwallis in einer Höhenlage über 2000 Meter gilt
als Vorzeigeprojekt für mindestens zwölf weitere Mega-Solaranlagen auf
den Alpengipfeln vom Wallis bis zum Oberengadin, die bereits in der
Planung sind. Mit einem Nein-Stimmen-Anteil von fast 54 Prozent lehnte
die Einwohnerschaft ein Dekret der Kantonsregierung ab, mit dem ein
beschleunigtes Bewilligungsverfahren für den Bau der Anlage genehmigt
werden sollte. Damit ist das Vorhaben nicht gescheitert, jedoch ergab
die Abstimmung erstmalig ein Stimmungsbild in der Bevölkerung mit Blick
auf den sogenannten Solar-Express. Unter diesem Motto wird in der
Schweiz der Aufbau von Solarkraftwerken in den Alpen vorangetrieben.

Angesichts der Warnungen vor einer drohenden Energieknappheit im Winter
hatte das Parlament vor einem Jahr ein dringliches Bundesgesetz
verabschiedet, wonach alpine Solaranlagen mit einer jährlichen
Mindestleistung von zehn Gigawattstunden (GWh) und damit Strom für 3000
Haushalte grundsätzlich erlaubt sind. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung
ist erforderlich. Hintergrund ist der erhöhte Stromverbrauch durch immer
mehr Wärmepumpen und die Elektromobilität. Hinzu kommt, dass die vier
verbliebenen Kernkraftwerke zwar bis zum Ende ihrer Betriebsdauer
bestehen bleiben, danach jedoch nicht ersetzt werden.

Das Aus für die Alpwirtschaft

Von der Stromerzeugung auf den Bergrücken wird ein besonders hoher
Ertrag vor allem im Winter erwartet. Für die Vorhabenträger ist Eile
geboten, da die von der Regierung ausgelobten Subventionen in
Milliardenhöhe nur ausgeschüttet werden, wenn eine Anlage bis Ende 2025
die ersten Kilowattstunden in das Netz einspeist.

Folglich brach im Land eine Goldgräberstimmung aus. Dutzende Projekte
für weitere gigantische alpine Solarkraftwerke vom Kanton Wallis bis zum
Oberengadin sind in der Planung. Jedoch formiert sich in der Bevölkerung
ein breiter Widerstand, der sich zunächst auf das Projekt „Grengiols
Solar“ konzentriert. Betroffen von dem Solarprojekt ist die Alp Furggen
im Walliser Saflischtal. Die weitgehend unberührte Alp ist Teil eines
regionalen Naturparks. In den Sommermonaten steht dort das Vieh einiger
Bauern aus der Gemeinde Grengiols. Mit dem Solarkraftwerk käme das Aus
für die Alpwirtschaft.

Das Vorpreschen der Regierung und ihrer Projektpartner, darunter zwei
Energieversorger, wurde unterdessen durch naturgegebene Hindernisse
ausgebremst. Im März wurde bekannt, dass die Südflanke der kaum
erschlossenen Alp Furggen zu steil ist. Es könnte infolge der Bauwerke
zu Erdrutschen und Erosion infolge von Starkregen kommen.

War das Projekt Grengiols anfangs als „größtes Solarkraftwerk Europas“
propagiert worden, so schrumpfte es zuletzt auf ein Sechstel der
ursprünglich vorgesehenen Ausdehnung über fünf Quadratkilometer. „Nur“
160.000 Solarpaneele auf einem Areal vergleichbar der Größe von 120



Fußballfeldern sollen im Fels verankert werden. Aufgrund der Höhenlage
verbleiben gleichwohl unvorhersehbare Risiken durch hohe Schneemengen,
Kälte, Wind und heftige Gewitter.

Im Rahmen ihrer „Energiestrategie 2050“ verfolgt die eidgenössische
Regierung das Ziel der „Klimaneutralität“ bis 2050. Dafür hatten sich
die Bürger bei einer Volksabstimmung im Juni 2022 ausgesprochen. Im Zuge
des angestrebten Ausbaus der Elektrifizierung des gesamten
Energiesystems und damit verbundener dezentralisierter und
unregelmäßiger Stromproduktion verlassen sich der Nationalrat und die
Kantonsregierungen auf die BKW-Gruppe und die von ihr vorgeschlagenen
Lösungen.

Auswirkung auf Umwelt und Klima

Die Bernischen Kraftwerke (BKW) sind ein privatwirtschaftliches Energie-
und Infrastrukturunternehmen und größter Verteilnetzbetreiber der
Schweiz. Der international tätige Konzern ist durch seine
Tochtergesellschaft BKW Engineering mit über 20 eigenverantwortlichen
Engineering-Unternehmen auch in Deutschland, Frankreich, Italien und
Norwegen vertreten. Im „Windgeschäft“ besitzt oder betreibt die BKW-
Gruppe in diesen Ländern sowie in der Schweiz mit Netzwerkfirmen und
Partnern über 30 Windparks. In Deutschland hat BKW langfristige
Abnahmeverträge für Solarstrom abgeschlossen. Insofern ist zu erwarten,
dass die Schweiz auch nach der Abstimmung im Kanton Wallis zunächst ihre
Ausbaupläne für Solar-Industrieparks in den Alpen weiter vorantreiben
wird.

Gleichwohl hat die Abstimmung gezeigt, dass die Bürger des Landes
derartige Pläne mehrheitlich nicht gutheißen. Abgelehnt wird nicht nur
die krasse Veränderung der Berglandschaft, sondern man verweist auf
fehlende Studien über die Auswirkungen von riesigen Photovoltaikanlagen
auf Höhen über 2000 Metern auf die Umwelt und das Klima. Schon Monate
vor der Abstimmung hatte sich im Hinblick auf den „Solar-Express“ ein
Riss durch die gesamte Parteienlandschaft der Schweiz aufgetan. Die
Diskussionen um die geplanten alpinen Solarkraftwerke werden nicht
abreißen.

=================================================================

)*  Anmerkung der EIKE-Redaktion :

Dieser Aufsatz ist zuerst erschienen in der Preußischen Allgemeinen Zeitung; 
20. Oktober 2023, S.6; EIKE dankt der PAZ-Redaktion sowie der Autorin  Dagmar
Jestrzemski für die Gestattung der ungekürzten Übernahme, wie schon bei früheren
Artikeln :   https://www.preussische-allgemeine.de/ ; Hervorhebungen im
Text: EIKE-Redaktion.

https://www.preussische-allgemeine.de/


=================================================================

Demokraten plündern die Steuerzahler
mit enormen Kosten für Energie
geschrieben von Andreas Demmig | 6. März 2024

Die Bidenflation führt zu höheren Preisen an der Zapfsäule und höheren
Energierechnungen für amerikanische Arbeitnehmer und Familien.
Daily Caller News Fondation
Nach den von der US Energy Information Administration (EIA)
veröffentlichten Daten waren die Steuerzahler in blauen Bundesstaaten
[blau = unter Führung der Demokraten] im Juni mit den höchsten
Stromtarifen für Privathaushalte konfrontiert und übertrafen damit die
meisten der von den Republikanern kontrollierten Bundesstaaten.

Drogen- und Energiepolitik in
Kolumbien
geschrieben von Klaus-eckart Puls | 6. März 2024

==========

Dagmar Jestrzemski

Kolumbiens weitere Entwicklung erscheint wieder
ungewiss – sicher ist derzeit nur der Bau

vieler verhasster Windparks auf dem Land der
Wayuu-Indianer

==========

Kolumbiens neue linksgerichtete Regierung unter Präsident
Gustavo Petro hat sich dem Kampf für soziale Gerechtigkeit,
Frieden und dem Kampf gegen den Klimawandel verschrieben. Beim
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Schutz des Amazonas will das Land eine Vorreiterrolle
übernehmen. „Ohne soziale Gerechtigkeit gibt es keinen sozialen
Frieden“, sagte Petro am 22. Oktober 2022 vor der UNO-
Vollversammlung. Den Frieden in seinem Land sieht er untrennbar
verknüpft mit dem Kokain. Durch die Verdammung des Koka, die
heilige Pflanze der Inka, werde die Gewalt im Regenwald
angeheizt, erklärte er. Schuld am weltweiten Drogenkonsum seien
nicht die Kokabauern im Amazonasgebiet, sondern es sei die
Lebensweise der Menschen in den reichen Industrienationen, die
nach Rohstoffen, Soja für die Fleischproduktion und Drogen für
die Bewältigung von Leere und Einsamkeit riefen. Hierin liege
die Ursache für die Abholzung des Regenwaldes. Er forderte die
Weltgemeinschaft auf, den „heuchlerischen Kampf gegen die
Drogen“ zu beenden.

In den Medien Kolumbiens ist das Schlagwort „ökologische
Transformation“ jetzt allgegenwärtig. Auf der Agenda der
Regierung steht neben einem stark forcieren Ausbau der
sogenannten erneuerbaren Energien die Förderung lokaler
Entwicklungsprozesse. Sozial benachteiligte und vom internen
bewaffneten Konflikt besonders betroffene Bevölkerungsgruppen,
vor allem indigene und afrokolumbianische Fischer und
Kleinbauern, sollen besonders unterstützt werden. Eigentlich.
Doch bedeutet die Preisgabe des indigenen Volkes der Wayúu im
Norden Kolumbiens zur Erfüllung der „Klimaziele“ des Landes
erneut einen Verrat ausgerechnet an den Schwächsten der
Bevölkerung. Die Wayúu leben verstreut in kleinen
Gemeinschaften auf der windreichen Halbinsel La Guajira an der
Karibikküste Kolumbiens. Es ist dernördlichste Punkt des
südamerikanischen Festlands. Ein schmaler Streifen im Süden
gehört zu Venezuela. La Guajira im gleichnamigen Departamento
wurde bereits von der Vorgängerregierung dazu ausersehen, das
„Epizentrum der Energietransformation“ Kolumbiens zu werden,
obwohl sich hier ein Hotspot desDrogenhandels nach Venezuela
und in die Karibik befindet. Der im Juni 2022 gewählte
Präsident Petro hatte sich im Wahlkampf an die Spitze der
Energiewende-Propaganda gestellt. Er versprach, Kolumbien nach
seiner Wahl von der „extraktiven“, auf fossilen Energien
basierenden Wirtschaft auf „erneuerbare Energien“
umzustellen.Unter seiner Regierung wurde die Anzahl der für La
Guajira vorgesehenen Windpark-Projekte stark aufgestockt,
ungeachtet der damit verbundenen Menschenrechtsverletzungen,
ökologischen Katastrophen und mikroklimatischen Veränderungen.
Das britische Internetportal „openDemocracy“ bezeichnet das
Vorgehen der Energieunternehmen im Einklang mit der Regierung
als Umweltrassismus reinsten Wassers.

In der kargen und trockenen, teils wüstenähnlichen Landschaft



von La Guajira leben die Wayúu in äußerster Armut von der
Landwirtschaft und vom Kunsthandwerk. DasTrinkwasser ist knapp
und kostbar. Weiter südlich bei Barrancas im Reservat
Provincial sind die Gemeinden der Wayúu und Afrokolumbianervon
den Auswirkungen des riesigen Steinkohletagebaus betroffen, den
das Bergbauunternehmens Cerrejón seit 30 Jahren betreibt. Lärm
durch den Kohleabbau, Feinstaubemissionen und ein hoher
Quecksilbergehalt haben schwerwiegendeFolgen für die Gesundheit
der Menschen und für die Umwelt, insbesondere der Kinder. Im
Zugedes geplanten massiven Windkraft-Ausbaus werden die Wayúu
erneut Opfer rücksichtsloser Energiekonzerne.Am Cabo de la Vela
im Nordwesten der Guajira-Halbinselbegann Ende 2021 der Bau des
Windparks Guajira 1 des staatlichen Energiekonzerns Isagene
direkt neben dem 2004 errichteten Jepírachi-Windpark des
Konzerns Empresas Públicas de Medellín (EPM). An den Türmen der
ausgedienten Windräder klebt noch das ausgelaufene schwarze Öl.
Die Windräder lieferte der Anlagenbauer Vestas.

Statt der ursprünglich geplanten 16 Windparks in La Guajira bis
20230 plant die neue Regierung den Bau von 31 Windparks schon
in den nächsten drei Jahren. Bis 2034 sollen 40 Windparks mit
einer Leistung von mehr als 8000 MW errichtet sein, was mehr
als 40 Prozent der jetzt in Kolumbien installierten Kapazität
entspräche. Die Landschaft wird sich aller Voraussicht nach
schon in den kommenden Jahren durch Windräder, so weit das Auge
reicht, verändert haben. Touristen, die ein wenig zum Einkommen
der derWayúu beigetragen haben, werden ausbleiben. Einige
Verträge mit indigenen Gemeinschaften sollen bereits
geschlossen sein, was nicht anders als mit Hilfe der
Verlockungen des Geldes denkbar ist.

Dieangestammten Siedlungsgebieteder Wayúu sind wesentlich mit
ihrer Identität verknüpft. Ihre Territorien sind per
Gesetzeslage „unveränderlich und unveräußerlich“ und können
auch nicht verpachtet werden. DieProjektentwickler der
Windparks müssen sich zudem mit den spirituellen Traditionen
der Wayúuauseinandersetzen.Der Wind und das Land mit den
Gräbern ihrer Ahnen sind für sie von existenzieller Bedeutung.
Sie glauben an die Rache der Ahnen für die Zerstörung ihrer
Gräber. Es geht für die Wayúuund andere indigene Gruppen aber
um mehr als um die Verluste der Traditionen. Wenn die
Ökosysteme ihrer Siedlungsgebiete durch die Windräder
geschädigt werden und der Regen aufgrund der veränderten
Windverhältnisse wegen der Windparks ausbleibt, was zu erwarten
ist, wäre die Auslöschung dieser Volksgruppen in La Guajira
besiegelt.



Kenner des Landes bezeichnen das Grenzgebiet zu Venezuela und
die Küstenregion wegen der dort operierenden kriminellen Banden
als rechtsfreien Raum. Bei seinem Amtsantritt im Juni 2022
hatte der Ex-Guerillero Petro angekündigt, den Dialog mit allen
bewaffneten Gruppen zu suchen und das Land zu befrieden. Die
Vernichtung von Kokafeldern wurde eingestellt. Doch die
rivalisierenden neuen und alten Guerrilla- und
paramilitärischen Gruppen gehören zur Drogenmafia, die sich
reorganisiert hat. Noch nie wurden in Kolumbien so viele Drogen
produziert wie gegenwärtig. Darunter leidet die ländliche
Bevölkerung, während die Akteure der Windenergie zunehmend
einem Sicherheitsrisiko ausgesetzt sind.

Im Frühjahr dieses Jahreswurde der Präsidentensohn Nicolás
Petroverhaftet. Ihm werden Geldwäsche und persönliche
Bereicherung an den Wahlkampfspenden seines Vaters vorgeworfen.
Laut seiner Aussage ist Gustavo Petros Wahlkampf teilweise mit
Geld der Drogenmafia und eines umstrittenen Unternehmers
finanziert worden. Während des Wahlkampfs hatte Petro die
Korruption der rechten Eliten des Landes angeprangert. Ein Jahr
nach seinem Amtsantritt ist seine Glaubwürdigkeit durch diese
und voran gegangene politische Affären bereits beschädigt.
Während zurzeit ein Waffenstillstand des Staates mit der ELN-
Guerilla eingeleitet wird, könnte es zur Anklage des
Präsidenten kommen. Die möglichen Konsequenzen wären
gravierend. Die von in- und ausländischen Medien gepriesene
„ökologische Transformation“ Kolumbiens in eine sogenannte
„klimaneutrale Zukunft“ könnte ins Stocken geraten. Investoren
aus dem Ausland könnten sich zurückziehen.

Möglicherweise ist der Rückzug von Italiens größtem
Energieversorger Enel schon der Auftakt dieser Entwicklung. Im
Mai hat Enel hat den Bau eines Windparks auf der Halbinsel La
Guajira an der Grenze zu Venezuela aufgrund des anhaltenden
Widerstands zweier Wayúu-Gemeinden auf unbestimmter Zeit
ausgesetzt. Vorgesehen war, 1,001 Gigawattstunden (GWh) Strom
jährlich für die Versorgung von 500.000 Haushalten zu
produzieren. Fast zeitgleich bestellte der kolumbianische
Stromversorger Cesia Colombia 63 Windräder für drei Projekte
beim deutschen Windkraftbauer Nordex. Das Unternehmen hat schon
in Mexiko bewiesen, dass es die Konfrontation mit indigenen
Einwohnern nicht scheut.

Aufgrund der sich abzeichnenden Schwierigkeiten bei der
Umsetzung der Windparkprojekte schaltete sich Ende Dezember
2022 das Stockholm Environment Institute (SEI) mit einem
weitschweifigen Artikel ein. Darin wird der „viel beachtete



Transformationsprozess“ gelobt, in dem sich Kolumbien befinde.
Zugleich wird Verständnis für die Traditionen der Ureinwohner
geäußert. Die Lobbyorganisation bezeichnet sich als
internationales Forschungsinstitut für Umweltfragen, das
„Analysen für Entscheidungsträger“ erstellt. Im vorliegenden
Fall wird den Vorhabenträgern geraten, die Zusammenarbeit mit
dem privaten Sektor zu suchen, der im Gegensatz zum
öffentlichen Sektor „über Wissen, Erfahrung und Präsenz vor Ort
verfüge“ – und sich mit Korruption gut auskennt (?). Ferner
werden weiche Maßnahmen vorgeschlagen, um den Bau der Windparks
durchzusetzen. Wichtig sei es, Kontakt zu den zahlreichen
Autoritäten der Gemeinschaften aufzunehmen. Zwischen den Zeilen
steht die Botschaft, dass Menschen bestechlich sind, wenn man
ihnen im persönlichen Gespräch ein gutes Angebot macht.

SEI wurde im Oktober 1989 von der schwedischen Regierung
gegründet, um nach eigener Darstellung„die Entscheidungsfindung
zugunsten eines Umbaus zu einer nachhaltigen Entwicklung
weltweit“ zu fördern sowie „Politik und Wissenschaft im Sinne
einer nachhaltigen Entwicklung zusammenbringen“. Um die
Gehälter der 140 Mitarbeiter zu bezahlen, sind Großspenden
privater Interessenten mutmaßlich aus den USA wie in ähnlich
gelagerten Fällen unerlässlich. Darüber ist jedoch nichts
bekannt. Die Höhe der staatlichen Zuwendungen an SEI
veröffentlichte das Internetportal „dailysceptic“. Danach
wurden 2020 aus Schweden rund 11 Millionen Pfund, aus Norwegen
1,5 Millionen und aus Großbritannien 326.000 Pfund an SEI
überwiesen. SEI-Direktor Lennart Bage, ehemals Co-Chair des
U.N.Green Climate Fund (GCF), erklärte 2019, er würde jährlich
100 Milliarden Dollar benötigen, um die „Geldverschwendung“ des
grünen Sektors („green boondoggles“)in aller Welt zu
finanzieren. Laut dem Oxford Dictionary of American Political
Slang bedeutet „boondoggle“ „teures, nutzloses Projekt“. Damit
hat der notorische Geldverschwender durchblicken lassen, dass
er die Profiteure der Industrien mit der Falschbezeichnung
„grüne Technologien“ großzügig unterstützt. Industrien, die
Gier, Gewalt und Ungerechtigkeit schüren und, was immer noch
nicht zum Allgemeinwissen gehört, mit ihren unzähligen
raumgreifenden Wind- und Solarstromfabriken das Wetter lokal
bis regional verändern.
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